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ARBEITSzTn Die
aktuelle Forderung
nach einer
3o-Stunden-Woche
muss mit der
Geschlechterfrage,
verbunden werden,
sagt die Forscherin
Karin |urczyk

TNTERvtEW evn vörprr

taz: Frau |urczyk, wenn der Ruf
nach einer 3o-stunden-Woche
so absurd ist, wie Schwarz-Gelb
und die Arbeitgeber meinen,
warum verursacht das Thema
trotzdem so viel Aufruhr?
Ka{n }urczyk: Weiies den Finger
in die Wunde legt. Wir haben ei_
nerseits in immer mehr Feldern
der Erwerbsarbeit massive über-
forderungssyndrome und Er-
schöpfungsphänomene da
liegt es für viele Menschen nahe,
an Arbeitszeitverkürzung ̂ J
denken. Andererseits gibt ei eine
deutliche Ungleichverteilung
der Arbeitszeit zwischen den GeI
schlechtern und Generationen.
Insofern verbirgt sich hinter der
Debatte auch die Frage, wie kön-
nen Frauen und Männer ge_
schlechtergerechter an der ir-
werbsarbeit und an der Care-Ar-
beit, der Betreuung von Angehö-
rigen, teilhaben.
Die Unterzeichnerlnnen des of-
fenen Briefs fordern eine ge-
samtgesellschaftliche Debatte,
ihre Argumente kreisen aber
vor allem um verteilungspoliti-
;che Fragen. Vergeben siih die
{utorlnnen die Chance, das
ield der Geschlechtergerechtig-
<eit offensiv zu besetzenl
ch finde den Aufruf sehr ver-
rürzt, und das ist mehr als be_
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dauerlich. Wir brauchen unbe-
dingt eine große gesellschafts-
politische Debatte über das The-
ma. Aber die würde ich am phä-
nomen der Ungleichverteilung
zwischen den Geschlechtern
und derFrage der Lebensqualität
festmachen.
Sie werden wohl wenig besänf-
tigt durch den Hinweis einiger
Kritiker des Briefs, wir hätien
doch fast Vollbeschäftigung,
das sei die Hauptsache.
Diese Einschätzung ist wirklich
absurd. Wir haben massive Ar-
beitszeitprobleme. Die Steige-
rung der Frauenerwerbstätigkbit
der letzten Jahre geht vor ailem
auf das Konto der Teilzeitbe-
schäftigung und speziell der
4oo-Euro-Minijobs, also niedrig
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bezahlte, nicht abgesicherte Tä-
tigkeiten, die geradewegs in die
Altersarmut ftihren. Kein Wun-
der, dass sich viele Frauen wün-
schen, mehr zu arbeiten, näm-
lich an die 3o Stunden.
Wie würden Sie eine Forderung
nach Arbeitszeitverkürzung anl
gehen?
Für mich ist der Ruf nach einer
3o-Stunden-Woche nicht ziel_
führend. Das ist eine viel zu star-
re Schablone. Wir haben doch
über das Leben verteilt sehr un-
terschiedliche Arbeitszeitbe-
dürfnisse, je nachdem, ob die
Kinder noch klein sind oder ob
yir Angehörige pflegen. Wir
bräuchten vielmehr sogenannte
Carezeitbudgets, die wir über
den Lebenslauf verteilen kön-
nen.
Wie genau soll das gehen?
Man sollte Zeitkonten haben.
vielleicht insgesamt über fünf
|ahre, innerhalb derer man sa-
gen kann, jetzt reduziere ich auf
eine Dreiviertelstelle, ietzt unter-
breche ich ein )ahr. Das Instru-
ment muss flexibel und selbstbe_
stimmt sein.
Aber man kann ia nicht für alles
vor- oder nacharbeiten, zumal,
wenn der Arbeitgeber wechselt.
Deswegen müssen wir über eine
steuerfinanzierte Unterstützung
nachdenken, wie beim Elternl
geld. Klar ist jeder erst mal selbst
für sein Auskommen verant-
wortlich, aber die Betreuung
oder Pflege von Alten und Kinl
dern ist gesellschaftlich relevan-
te Arbeit, die uns etwas wert sein
muss. Mit solch einem Modell in_
dividueller Zeitbudgets ftir un-
terschiedliche Zwecke wäre auch
die Chance viel größer, dass auch
Männer davon profitieren. Wir
brauchen einen atmenden Le-
bensverlauf. Damit reden wir
aber über etwas anderes als der
offene Briel der ja für eine Um-
verteilung von produktivitätser-
trägen wirbt.

Karin Jurczyk
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